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Text 

§ 15 b 

Qualitätssicherung 

(1) Die Rechtsträger von Krankenanstalten haben für die Sicherung der Qualität in den 
Krankenanstalten vorzusorgen. Die Maßnahmen sind so zu gestalten, daß sie den wissenschaftlich 
anerkannten Maßstäben der Qualitätssicherung entsprechen und regelmäßige vergleichende Prüfungen 
der Qualität mit anderen Krankenanstalten ermöglichen. 

(2) Die Rechtsträger von Krankenanstalten haben vorzusorgen, daß die Voraussetzungen für interne 
Maßnahmen der Qualitätssicherung geschaffen werden. Diese Maßnahmen haben die Struktur-, Prozeß- 
und Ergebnisqualität zu umfassen. 

(3) Die kollegiale Führung hat die Durchführung umfassender Maßnahmen der Qualitätssicherung 
sicherzustellen. Für Krankenanstalten ohne kollegiale Führung hat der Rechtsträger der Krankenanstalt in 
jedem Bereich vorzusorgen, daß die jeweils Verantwortlichen die Durchführung von Maßnahmen der 
Qualitätssicherung sicherstellen. 
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(4) Für jede bettenfrührende Krankenanstalt ist zur Qualitätssicherung eine Kommission einzusetzen, 
die von einer fachlich geeigneten Person zu leiten ist. Diese Kommission hat mindestens aus dem Leiter 
der Prosektur sowie aus je einem Vertreter des ärztlichen Dienstes, des Pflegedienstes, des 
medizinischtechnischen Dienstes und des Verwaltungsdienstes zu bestehen. In Krankenanstalten, in 
denen keine Prosektur eingerichtet ist, hat dieser Kommission ein Facharzt für Pathologie anzugehören. 
In Krankenanstalten, die ganz oder teilweise der Forschung und Lehre einer Medizinischen Universität 
dienen, gehört dieser Kommission auch der Rektor oder ein von der Universität vorgeschlagener 
Universitätsprofessor der Medizinischen Universität an. Auf Verlangen eines Mitglieds hat der Leiter die 
Kommission jedenfalls einzuberufen. 

(5) Die Kommission hat sich eine Geschäftsordnung zu geben, die der Landesregierung anzuzeigen 
ist. Die Geschäftsordnung gilt als genehmigt, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten untersagt wird. 

(6) Aufgabe dieser Kommission ist es, Qualitätssicherungsmaßnahmen zu initiieren, zu koordinieren, 
zu unterstützen, die Umsetzung der Qualitätssicherung zu fördern und die kollegiale Führung der 
Krankenanstalt bzw. in Krankenanstalten ohne kollegiale Führung den jeweiligen Verantwortlichen über 
alle erforderlichen Maßnahmen zu beraten. 

(7) Alle durch diagnostische und therapeutische Eingriffe jeglicher Art gewonnenen Zellen und 
Gewebe müssen einer zytopathologischen bzw. histopathologischen Untersuchung unterzogen werden. 

(8) Die Rechtsträger von Krankenanstalten haben an einer regelmäßigen österreichweiten 
Qualitätsberichterstattung teilzunehmen und die dafür gemäß § 6 Gesundheitsqualitätsgesetz 
erforderlichen nicht personenbezogenen Daten dem für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesministerium zur Verfügung zu stellen, soweit diese nicht ohnehin auf Grund anderer 
Dokumentationsverpflichtungen zu melden sind. 
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